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editorial

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

sie halten die erste Ausgabe der »europarot« – des Infomagazins 
der LINKeN im europaparlament – in den Händen. Auf den folgen-
den seiten erwarten sie viele berichte über unser engagement im 
europäischen Parlament. Wir hoffen, Ihnen damit einen einblick in 
unsere Arbeit zu geben.

seit den europawahlen im Juni dieses Jahres sind wir mit acht 
Abgeordneten der LINKeN im europäischen Parlament vertreten: 
vier Frauen und vier männer – denn unsere Forderungen nach 
konsequenter gleichstellung von Frauen und männern nehmen 
wir ernst.
Neben unseren politischen schwerpunkten berichten wir Ihnen 
künftig regelmäßig über Wissens wertes aus dem eu-Alltag und 
stellen Ihnen die menschen näher vor, die mit uns zusammenar-
beiten.

Wir wünschen Ihnen eine interessante und spannende Lektüre. 
gefällt Ihnen »europarot«? Dann empfehlen sie uns weiter oder 
schreiben sie uns – wir freuen uns über Ihre Kommentare!

mit solidarischen grüßen
Ihre europaabgeordneten der LINKeN
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David gegen Goliath?

Mit 35 Mitgliedern ist die Linksfraktion ein Zwerg im Europä-
ischen Parlament – und setzt klare Zeichen für ein friedliches, 
soziales und demokratisches Europa.

Wir fordern den Ausbau und die qualitative 
Verbesserung der öffentlichen Daseins-
vorsorgesysteme und der bürgernahen 
Infrastruktur statt gnadenloser Haushalts-
konsolidierung durch rentenkürzungen, 
verlängerte Arbeitszeit und Privatisierungen. 
Die bekämpfung von Hunger, Armut und 
Flüchtlingskatastrophen muss Priorität in 
den Außenbeziehungen der eu bekommen. 
Wir brauchen eine gerechte Handelspolitik 
und eine entwicklungspolitik, die nicht von 
strategischen eigeninteressen geleitet sind.

mit gewerkschaften streiten wir für die 
einführung einer »sozialen Wohlfahrtsklau-
sel« ins eu-Primärrecht. gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit am gleichen ort bleibt ein 
wichtiges ziel unseres politischen Wirkens. 

Die eindämmung des Klimawandels und die 
entwicklung ökologisch nachhaltiger Wirt-
schafts- und Landwirtschaftsstrukturen 
sollten weitere echte Prioritäten in der eu-

VOn LOTHAR BISKy
gue/NgL – das steht für »Konföderale 
Fraktion der Vereinten europäischen Lin-
ken/Nordische grüne Linke«. In ihr haben 
sich 35 europaabgeordnete aus 12 euro-
päischen mitgliedstaaten und 15 Parteien 
zusammengeschlossen. Nach den euro-
pawahlen vom Juni 2009 durften wir trotz 
schmerzlicher Verluste in einigen Ländern 
neue mitglieder linker Parteien aus Frank-
reich, Irland und Lettland begrüßen. 

Konföderalität bedeutet, dass wir die Viel-
falt der Identitäten und meinungen unserer 
mitglieder achten und bewahren. uns eint 
die Vision einer sozial gerechten, friedli-
chen und ökologisch nachhaltigen europäi-
schen einigung und der internationalen so-
lidarität. In einer globalisierten Welt kann, 
einen linken Politikwechsel vorausgesetzt, 
europa einen wichtigen teil dazu beitra-
gen, die Lebensumstände der menschen 
zum besseren zu wenden. 

Die Linksfraktion im europäischen Parla-
ment wird alle rechtlichen möglichkeiten 
voll ausschöpfen, um unser ziel einer soli-
darischen eu zu erreichen. Die mehrheits-
politik der europäischen union und ihrer 
mitgliedstaaten steht unter dem Vorzei-
chen eines radikalen marktwettbewerbs 
innerhalb der eu und gegenüber Drittlän-
dern. Die eu ist nicht opfer der gegenwär-
tigen Wirtschafts-, Finanz-, Nahrungsmit-
tel- und umweltkrisen, sondern einer ihrer 
motoren. Wir wollen dafür kämpfen, dass 
die eu mit einer anderen Politik zur besei-
tigung dieser Krisen beiträgt. 

Das Jahr 2010 ist das »europäische Jahr ge-
gen Armut und soziale Ausgrenzung«. es bie-
tet uns die Chance, die sozialen missstände 
in der eu und in der Welt anzuprangern: 

Politik werden. Die eu muss bei der emis-
sionsreduzierung, energieeinsparung, För-
derung sauberer technologien und fairem 
technologietransfer eine Vorbildrolle in der 
Welt übernehmen. marktorientierte maß-
nahmen und selbstverpflichtungen der In-
dustrie funktionieren nicht. Deshalb setzen 
wir uns für eu-weit rechtlich verbindliche 
regeln ein, die auch als beispiel für neue 
multilaterale Vereinbarungen nach Ablauf 
des Kyoto-Protokolls dienen könnten. 

Datenschutz und bürgerliche Freiheits-
rechte müssen verteidigt werden, vor allem 
in zeiten des sogenannten Kampfes gegen 

Wir verstehen es als unsere Aufgabe, 
die Europäische Union transparenter 
und greifbarer zu machen.

den terrorismus. sicherheit muss durch 
soziale gerechtigkeit erreicht werden. sie 
darf nicht als Vorwand für big-brother-Poli-
tik missbraucht werden. 

Das gilt auch für die Politik gegenüber Dritt-
staaten: sicherheit, menschenrechte und 
wirtschaftliche entwicklung dürfen – und 
können – nicht herbeigebombt werden. 
Wir stehen für zivile Konfliktvorbeugung 
und -lösung, Abrüstung und entwicklungs-
zusammenarbeit.

Wir verstehen es als unsere Aufgabe, die 
europäische union transparenter und 
greifbarer zu machen. Die europäische 
bürgerinitiative wird für uns ein Instru-
ment sein, mehr teilhabe an der eu-Politik 
zu organisieren. mehr direkte Demokratie 
kann dazu beitragen, dass die europä-
ische union ein Projekt der bürgerinnen 
und bürger wird, nicht eines der eliten 
bleibt. 
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VOn SABInE WILS
Im oktober 2009 traf sich die regierung der malediven zur Kabi-
nettssitzung unter Wasser. Dabei stand den ministern das Was-
ser nicht bis zum Hals, sondern bereits deutlich darüber. mit die-
ser ungewöhnlichen Aktion machte die regierung der malediven 
auf den drohenden untergang ihres staates aufmerksam. sie tat 
dies stellvertretend für das globale Problem des Klimawandels. 
ähnliche Kabinettssitzungen wären dann auch zum beispiel in 
den Niederlanden denkbar. Das Land liegt in weiten teilen unter 
dem meeresspiegel und gerät in immer größere bedrängnis. Nur 
aufgrund ihres reichtums können die Niederlande ein umfassen-
des Deichsystem unterhalten und nur deshalb sehen wir keine 
niederländischen minister unter Wasser. Die malediven stehen 
exemplarisch für die ungleich verteilten Folgen des Klimawan-
dels, unter dem die ärmeren staaten auf der südhalbkugel am 
meisten zu leiden haben. gleichzeitig wurde bekannt, dass die 
globale erwärmung schneller voranschreitet als bisher ange-
nommen.

Nun sollen 192 Länder versuchen, auf dem Weltklimagipfel der 
Vereinten Nationen in Kopenhagen (CoP15) ein Folgeabkommen 
für das 2012 ablaufende Kyoto-Protokoll zu beschließen. so wurde 
es zumindest auf der 13. Weltklimakonferenz 2007 auf bali be-
schlossen. Auf mehr konnten sich die teilnehmer der jährlichen 
Klimakonferenzen bisher nicht einigen. um zukünftige Klimakata-
strophen zu verhindern, müssen in Kopenhagen langfristige ziele 
verbindlich und ambitioniert formuliert werden. Das Abkommen 
soll den Ausstoß von langlebigen treibhausgasen wie etwa Koh-
lendioxid reduzieren und bestimmen, in welcher Form und Höhe 
Industriestaaten entwicklungsländer beim globalen Klimaschutz 
unterstützen. Die uN-Klimakonferenz in Kopenhagen ist nicht nur 
ausschlaggebend für ein Folgeabkommen nach Kyoto, sondern 
auch ein entscheidender Faktor dafür, ob die Welt angemessen 
auf eine bedrohung reagieren kann. eine bedrohung, die zu katas-
trophalen Veränderungen mit überschwemmungen, Dürren, stür-
men, Artensterben und vielen millionen Klimaflüchtlingen führt, 
wenn nicht sofort und effektiv reagiert wird. 

Kopenhagen darf 
nicht scheitern,  
jetzt Druck machen!

Bereits im Vorfeld des Klimagipfels in  
Kopenhagen wurde von den größten Indus-
trienationen entschieden, dass sie sich nicht 
auf verbindliche Ziele zum Klimaschutz 
festlegen wollen.
Eine radikale ökologische Wende ist drin-
gender denn je – doch die Aussichten dafür 
sind trübe. 

Kann der Klimagipfel in Kopen - 
 hagen noch gerettet werden?  
Weltweit wird verlangt, dass  
sich die Industrieländer auf  
konkrete Ziele beim Klimaschutz  
festlegen.
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deshalb ausgeschlossen werden. Doch auch der eu-interne emis-
sionshandel als zentrales Klimaschutzinstrument in europa hatte 
bisher kaum einen effekt. Die nahezu komplette Vergabe kosten-
loser emissionszertifikate führt lediglich zu noch mehr gewinnen 
in milliardenhöhe aufseiten der großen energiekonzerne. Das Kli-
ma wird damit nicht geschützt. Der Ausstoß von Co2 und anderen 
klimaschädigenden gasen ist ein öffentliches gut und muss einen 
bestimmten Preis haben. erst wenn ein vom markt unabhängiger 
mindestpreis von ungefähr 30 bis 35 euro pro emittierter tonne 
Co2 bezahlt wird, besteht überhaupt ein finanzieller Anreiz für die 
unternehmen, den Ausstoß von klimaschädlichen gasen zu redu-
zieren. 

Der markt wird den schutz des Klimas entgegen der gebetsmüh-
lenartig wiederholten Aussagen industriefreundlicher Akteure 
nicht alleine richten. Vielmehr bedarf es drastischer Vorgaben 
zum Klimagasausstoß für die Industrie, damit gerade die großen 
europäischen energiekonzerne nicht weiter auf Kosten der um-
welt milliardengewinne einfahren können. Diese energiekonzerne 
müssen einer starken regulierung unterworfen oder vergesell-
schaftet werden. momentan mögen viele unternehmen auf die 
Karte umwelt setzen. sie tun dies jedoch aus Profitinteresse, da 
umweltschutz und Nachhaltigkeit mittlerweile in sehr vielen bran-
chen verkaufsfördernde Faktoren darstellen. 

Damit umweltschutz nicht nur ein trend bleibt und schnell von 
ereignissen wie etwa einer Finanzkrise verdrängt werden kann, 
arbeite ich als mitglied im Ausschuss für umweltfragen des eu-
ropäischen Parlaments für einen konsequenten ökologischen 
umbau. gemeinsam mit meinen Kolleginnen und Kollegen der 
Linksfraktion gue/NgL im europäischen Parlament streiten wir 
für eine weniger profitorientierte Politik und unterstützen den ge-
gengipfel »Klimaforum 09«, der vom 7. bis 18. Dezember 2009 
ebenfalls in Kopenhagen stattfindet. Anders als bei der offiziellen 
uN-Konferenz steht das Klimaforum 09 jedem offen und anstelle 
von Politikern und beamten kommen grassroots-Initiativen, Wis-
senschaftler, Künstler und andere zu Wort. 

zusätzlich wird am 12.12.2009 in Kopenhagen eine große De-
monstration stattfinden. machen wir den führenden Politikern 
dieser Welt deutlich, dass jetzt etwas getan werden muss! 
Denn in wenigen Jahrzehnten werden auf den malediven nicht ein-
mal mehr unter Wasser Kabinettssitzungen zu beobachten sein. 
Aufgrund des Klimawandels wird dieser staat im meer verschwin-
den und aus einem ganzen Volk werden Klimaflüchtlinge. Passiert 
nichts, sind die malediven lediglich der Anfang einer Klimakatast-
rophe mit unvorhersehbaren Folgen.

Laut dem schwedischen eu-ratspräsidenten Fredrik reinfeldt ist 
die eu »Vorreiter im internationalen Klimaschutz«. Dennoch agiert 
sie zögerlich. Ihre vagen Versprechen zur Verringerung der treib-
hausgase (Co2-emissionen) und zur finanziellen unterstützung ar-
mer staaten macht die eu von zusagen anderer Länder wie China, 
Indien und den usA abhängig. Diese Vorgehensweise hat nichts 
mit der rolle eines Pioniers zu tun. es geht der eu vielmehr um ein 
Abwälzen von Verantwortung auf andere.

Die eu-regierungschefs haben sich bei ihrem gipfeltreffen ende 
oktober 2009 lediglich darauf geeinigt, ihren streit über die Kos-
ten für den Klimaschutz in entwicklungsländern zu vertagen und 
vermieden es, den armen Ländern feste zusagen über finanzielle 
Hilfen zu geben. Kurz vor Kopenhagen versäumt die eu, ein kon-
kretes Verhandlungsangebot vorzulegen, auf dessen grundlage 
ein Abkommen ausgehandelt werden könnte. Wie eu-umwelt-
kommissar stavros Dimas richtig feststellt, können ohne feste 
finanzielle Verpflichtungen der wohlhabenden Länder keine kon-
struktiven Verhandlungen geführt werden. Vor allem Deutschland 
blockiert mit Angela merkels orientierung an den kurzfristigen ge-
winninteressen der Wirtschaft europäische zusagen und riskiert 
damit das scheitern des Weltklimagipfels. merkel erkennt damit 
auch nicht die historische Verantwortung der Industriestaaten an, 
die überwiegend für den Klimawandel verantwortlich sind. 

Wenn die eu es ernst meint mit dem Klimaschutz, muss sie aufhö-
ren, sich von anderen Ländern abhängig zu machen. sie darf nicht 
darauf warten, dass die usA, Indien und China – drei bedeutende 
Länder, die bisher nicht das Kyoto-Protokoll ratifiziert haben und 
den Klimawandel nicht als top-Priorität betrachten – den Weg für 
effiziente maßnahmen frei machen. 

unabhängig von anderen staaten muss sich die eu verbindlich 
für effiziente maßnahmen zur Verringerung der treibhausgase ver-
pflichten. Die Linksfraktion im europaparlament wird gemeinsam 
mit sozialen bewegungen und Klimaschutzbündnissen versuchen, 
den öffentlichen Druck für eine wirksame und gerechte Klimapo-
litik zu verstärken. strategien zur Verringerung der treibhausgase 
müssen von der eu auf den Weg gebracht werden. Dazu gehören 
der schutz der letzten urwälder, ein Finanzierungsfonds für die 
ärmeren Länder in Höhe von 200 bis 600 mrd. euro, um Klima-
schutzmaßnahmen durchzuführen, sowie ein technologietransfer, 
der nicht an Patente gebunden sein darf. 

Die Linke fordert, dass der Ausstoß von Klimagasen in der eu 
bis zum Jahr 2020 um mindestens 40 Prozent, bis 2050 um rund  
90 Prozent gegenüber 1990 reduziert wird. Doch auch kurzlebige 
schadstoffe wie etwa ruß müssen in ihrem Ausstoß vertraglich 
begrenzt werden. rußpartikel absorbieren unter anderem das 
sonnenlicht in der Arktis und sind zu 50 Prozent für den Anstieg 
des meeresspiegels verantwortlich. Fast zwei Drittel aller rußpar-
tikel im arktischen eis stammt aus europa. sie werden durch den 
Wind dorthin getragen.

Nur mittels einer deutlichen Verringerung der treibhausgase lässt 
sich noch die globale erwärmung auf weniger als zwei grad gegen-
über vorindustriellen temperaturen begrenzen. Die minderungen 
müssen durch maßnahmen innerhalb der eu erreicht werden. Der 
zukauf von emissionsrechten aus anderen teilen der Welt muss 

Demo: Homepage mit Information rund um den »Clima-
te march At the Climate summit« mit Newsletter und In-
formationen zu organisierten unterkünften für gruppen 
www.12dec09.dk/content/english 
Klimaforum 09: umfangreiche Informationen und 
das komplette Programm des gegengipfels unter  
www.klimaforum09.orgA
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VOn JüRGEn KLUTE
Dass das thema »Finanzkrise« in der euro-
päischen union derzeit eine zentrale rol-
le spielt, liegt auf der Hand, wurden doch 
den banken in den letzten monaten steu-
ergelder in milliardenhöhe zur Verfügung 
gestellt. Jean-Claude Juncker, sprecher der 
euro-Länder, wurde dafür im November 
zum »europäischen banker des Jahres« ge-
wählt – stellvertretend für die gesamtheit 
der Finanzminister in der union. 

Klar ist: Die aktuelle Finanzkrise – immer-
hin die schwerste seit ende der zwanziger 
Jahre – verlangt nach politischen Antwor-
ten. Doch welche Antworten hat die eu 
bisher gefunden? Die europäische Kom-
mission hat mittlerweile eine ganze reihe 
von gesetzesvorhaben auf den Weg ge-
bracht, weitere sind in Arbeit.  

Die erste reform, die bereits im sommer 
nächsten Jahres beschlossen werden soll, 
betrifft die manager »alternativer Invest-
mentfonds«. Als »alternativ« bezeichnet 
die Kommission hier hochriskant agieren-
de Fonds, die vorwiegend mit geliehenem 
geld zocken (Hedgefonds), sowie Fonds, 
die mit rohstoffen und Immobilien speku-
lieren. »Alternativ« sind auch die »Private 
equity« (Private Anteilseigner), die gnaden-
losen Arbeitsplatzabbau in mittelständi-
schen unternehmen betreiben.

An die Fonds selbst traut sich die Kommissi-
on dabei nicht heran. es sollen lediglich re-
geln für die Verwalter der Fonds aufgestellt 
werden und selbst dies erst ab einer min-
destgröße von 100 mio. euro. Vorgesehen 
sind strengere Informationspflichten gegen-
über den Kunden, die ihr geld in Hedgefonds 
& Co. anlegen. Im gegenzug dürfen zugelas-
sene Verwalter ihre Anlageprodukte dann in 
der ganzen eu vermarkten – auch wenn die 
Fonds ihren sitz in steueroasen haben. 

mit einer einschränkung der Fonds oder 
gar ihrem Verbot, wie von der Linken im 
europäischen Parlament gefordert, hat 

krise überschritten ist, ändert dies nichts 
daran, dass mit den größten entlassungs-
wellen erst noch zu rechnen ist. 

mitte oktober hat die eu-Kommission in 
einer mitteilung ihre sicht auf die Krise 
noch einmal deutlich gemacht. Angesichts 
der Finanzlöcher, die die staatlichen un-
terstützungsmaßnahmen für die banken in 
den öffentlichen Kassen gerissen haben, 
tritt sie für eine radikale stabilisierung der 
öffentlichen Haushalte ein. Die Kommissa-
re verbinden dieses Argument mit einem 

Lernt Brüssel 
aus der Krise? 

dies nichts zu tun, im gegenteil. mit der 
regelung würde diesen Fonds der lukrati-
ve eu-binnenmarkt erst richtig geöffnet, 
da sie dann mit einer eu-weiten zulassung 
ausgestattet wären. Für die barroso-Kom-
mission und für die mehrheit des europäi-
schen Parlaments gilt lediglich mangelnde 
transparenz und das Fehlverhalten einzel-
ner »schwarzer schafe« als ursache der 
Finanzkrise. so sollen denn auch weitere 
richtlinien folgen, um lediglich die Aufsicht 
der aufgeblähten Finanzmärkte zu verbes-
sern. 

Lord Adair turner, Chef der obersten Fi-
nanzaufsichtsbehörde in London (und si-
cher kein sozialist), brach kürzlich ein tabu 
in politischen Kreisen. er verwies darauf, 
dass aus sicht der gesamtgesellschaft 
eigentlich eine deutliche Verkleinerung 
des Finanzsektors notwendig wäre. Doch 
die verheerenden Folgen der Krise für den 
Arbeitsmarkt werden in der eu entweder 
nicht erkannt oder als nicht gravierend an-
gesehen. Dies wird etwa an den Forderun-
gen der Kommission zum umgang mit den 
schweren Folgen der Krise für unterneh-
men und beschäftigte deutlich. Die staa-
ten sollen ihre unterstützungspakete so 
schnell wie möglich zurückfahren, heißt es 
dort. Auch wenn der tiefpunkt der Finanz-

weiteren – jenem der »demografischen 
Katastrophe«. Durch die Alterung der ge-
sellschaft werden angeblich noch größere 
Lasten auf die öffentlichen Haushalte zu-
kommen. 

mit Hinweisen auf die Demografie und auf 
die Kosten der Krise soll den bürgerinnen 
und bürgern in europa also verkauft wer-
den, dass das renteneintrittsalter erhöht 
und die Ausgaben für gesundheit und Pfle-
ge gleichzeitig drastisch gesenkt werden 
sollen. Diesen Lösungsansatz hat auch die 
schwarz-gelbe regierung in berlin dankbar 
aufgegriffen. sicher ist damit allerdings 
nur, dass die breite bevölkerung nach der 
Krise noch ärmer sein wird als zuvor. 
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Ein bisschen Kontrolle reicht nicht aus.
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EIn GESPRäCH MIT SABInE LöSInG

Demokratie sieht anders aus!

Die EU plant die Verknüpfung militärischer und ziviler Strukturen – frei von jeglicher  
demokratischen Kontrolle durch das Europäische Parlament.

Der Lissabon-Vertrag sieht die Einrichtung 
eines Europäischen Auswärtigen Dienstes 
(EAD) vor. Was haben die Bürgerinnen und 
Bürger in Europa genau zu erwarten? 
Der Lissabon-Vertrag sieht vor, das Amt 
eines Hohen Vertreters der eu zu schaf-
fen. Dieser wird – vergleichbar mit dem 
bundesdeutschen Außenminister – die eu 
nach außen vertreten und soll von einem 
diplomatischen Dienst unterstützt werden, 
der sich aus 5.000 bis 8.000 beamten zu-
sammensetzt. 

Ist der EAD mit den diplomatischen 
Diensten der Nationalstaaten vergleich-
bar?
einerseits ja, denn der diplomatische 
Dienst soll befugnisse erhalten, die zur-
zeit ausschließlich von den Auswärtigen 
Diensten der Nationalstaaten wahrgenom-
men werden. Nach und nach soll der eAD 
auch konsularische tätigkeiten ausführen 
können, wie beispielsweise das recht, ein-
reisegenehmigungen auszustellen. es be-
stehen gravierende unterschiede im Ver-
gleich zu der rolle, die Diplomaten nach 
bisherigem Verständnis haben. Der schlüs-
selbegriff hierfür lautet »zivil-militärische 
zusammenarbeit«: unter zivilen einsätzen 
im Ausland versteht man z.b. die Arbeit hu-
manitärer Hilfsorganisationen. Jene sollen 
in zukunft mit den militärischen Apparaten 
zusammenarbeiten. Das bedeutet, es wird 
künftig keine unterscheidung zwischen 
rein zivilen oder militärischen einsätzen 
geben. Der neue diplomatische Dienst 
wird eine wichtige rolle bei solchen zivil-
militärischen Interventionen spielen: Hier 
sollen militärische strukturen auf perso-
neller ebene verknüpft werden. einsatzbe-
fugnis und -kontrolle liegen ebenfalls beim 
eAD.  

Die Fürsprecher des Lissabon-Vertrags 
betonen immer wieder die gestärkte Po-
sition des Europäischen Parlaments (EP). 
Ist die demokratische Kontrolle des EAD 
ausreichend? 
Auf keinen Fall! Das eP kann nicht einmal 
über die finanzielle Ausstattung des dip-
lomatischen Dienstes mitentscheiden, da 
der eAD komplett dem rat unterstehen 
soll.  Auf Aufgabenfelder, einsatzgebiete 
oder einstellungskriterien haben die ge-
wählten Abgeordneten keinerlei einfluss! 
so wollen etwa Länder wie großbritannien 
oder Frankreich Personal für den eAD aus 
der rüstungsindustrie einsetzen. Hinzu 
kommt, dass durch die neuen, angeblich »ef-
fizienteren« entscheidungsmechanismen 
im rat großen eu-Ländern ein weitaus 

stärkeres gewicht als bisher gegeben wird. 
Für die kleinen mitgliedstaaten bedeutet 
dies, dass sie bei entscheidungen meist 
außen vor bleiben, aber die Verantwortung 
mittragen müssen. Im Fall des eAD besteht 
die gefahr, dass dieser zum spielball der 
außenpolitischen Interessen großer mit-
gliedstaaten wird. 

In den Medien spielt der EAD bisher 
kaum eine Rolle. Woran liegt das?
Die Vorbereitung zur einrichtung des eAD 
hat in großer eile und meist hinter ver-
schlossenen türen stattgefunden. Das eP 
hat eine stellungnahme unter Federfüh-
rung von elmar brok (CDu) abgegeben, 
die die ziele des eAD nicht infrage stellt. 
In den Aufbau der behörde sind nur sehr 
wenige repräsentanten anderer Politik-
ebenen, wie etwa aus der Kommission 
oder den mitgliedstaaten, eingebunden. 
Demokratisch und transparent ist dieser 
Prozess nicht! Verschärfend kommt hinzu, 
dass die eigentliche rechtsgrundlage des 
eAD – der Vertrag von Lissabon – noch 
gar nicht in Kraft war, während elementare 
entscheidungen getroffen wurden. 

Kurz zusammengefasst – was sind deine 
wichtigsten Kritikpunkte am EAD? 
Dieser neue Apparat ist ein weiteres zahn-
rad, um den Ausbau der zivil-militärischen 
zusammenarbeit umzusetzen, was die zu-
kunft der europäischen Außenpolitik ganz 
entscheidend verändern wird.  Die politi-
schen eliten in den großen staaten der 
eu – insbesondere Deutschland – wollen 
ihren einfluss in der Welt ausbauen!  Die 
eu soll zum militärischen »global Player« 
aufgebaut werden, um auch zukünftig eu-
ropäische machtinteressen und den roh-
stoffnachschub abzusichern. zur Verwirk-
lichung dieses ziels spielt der eAD eine 
entscheidende rolle. In meinen Augen 
steht der eAD für die militarisierung der 
Außenpolitik. eine demokratische Kontrol-
le des eAD ist faktisch nicht möglich und 
auch nicht erwünscht.is
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VOn CORnELIA ERnST
Das neue Fünfjahresprogramm für die be-
reiche Freiheit, sicherheit und recht in der 
europäischen union heißt »stockholm-Pro-
gramm«. Dazu hat die europäische Kommis-
sion einen Vorschlag vorgelegt. überschrif-
ten wie »making life easier – a europe of 
justice« und »protecting citizens – a europe 
that protects« klingen viel freundlicher als 
das, was sie bezeichnen: polizeiliche und 
strafjustizielle zusammenarbeit, strategien 
der Inneren sicherheit oder Asylpolitik. 

bei der erläuterung der Vorteile eines 
»raums der Freiheit, sicherheit und des 
rechts« »im Dienste des bürgers« geht 
die Kommission über äußerst bedenkliche 
Punkte hinweg: 
Erstens: Den gesamten Vorschlag auf das 
rechtskonzept des bürgers – »promoting 
citizens’ rights – a europe of rights« – ab-
zustimmen, reduziert das bürgerInnenver-
ständnis der Kommission auf staatsan-
gehörige der mitgliedstaaten. grund- und 
menschenrechte müssen jedoch für alle 
menschen gelten, ungeachtet ihrer Natio-
nalität oder ihres »migrationsstatus«. 

Zweitens: trotz der formalen betonung ei-
nes europas der rechte erwähnt die Kom-
mission keinerlei steuerungsinstrumente 
zur Anwendung der grund- und menschen-
rechte durch die mitgliedstaaten oder 
durch europäische einrichtungen.
Drittens: Der unzureichenden garantie 
von grund- und menschenrechten stehen 
unverhältnismäßig Pläne für die sicherung 
der Außengrenzen und die zusammenar-
beit von Polizei und strafjustiz gegenüber. 
Die verstärkte polizei- und geheimdienst-
liche zusammenarbeit beinhaltet die Aus-
weitung der gemeinsamen Nutzung der 
DNA- und Fingerabdrucksdatenbanken. 
In der bugwelle der »terrorismusbekämp-
fung« wird an einem überwachungsregime 
gefeilt, während von einer Ausweitung der 
Datenschutzrechte keine spur ist! Der 
geplante Ausbau der grenzschutzagentur 
FroNteX und deren zugang zu hochsen-
siblen personenbezogenen Daten (sIs 
II, eurodac, VIs) bedeutet die schaffung 
militärischer Außengrenzen zur Flücht-
lingsabwehr. Dieser selektive Krieg gegen 
migration trifft diejenigen, die aus Armut 
und vor Verfolgung fliehen. mit völlig über-

zogenen maßnahmen werden symptome 
bekämpft, anstatt ursachen erforscht. re-
pressionen ersetzen in der europäischen 
sicherheitsstrategie präventive maßnah-
men.
Viertens: Durch den Ausbau von grenz-
kontrollen und die errichtung bzw. den 
Ausbau von eu-weiten Datenbanken wer-
den einwanderungskontrollen mit der Kri-
minalitäts- und terrorismusbekämpfung 
verknüpft. Flüchtlinge werden in einem 
Atemzug mit schwerstkriminellen genannt 
und mit diesen gleichgesetzt. Damit wird 
Fremdenfeindlichkeit, rassismus und Dis-
kriminierung weiter Vorschub geleistet.
Fünftens: Die mitteilung der Kommission 
sieht vor, einerseits irreguläre migration mi-
litärisch zu bekämpfen und andererseits gut 
ausgebildete Fachkräfte zur einwanderung 
zu ermutigen. Das ist eine menschenver-
achtende einwanderungspolitik im Dienste 
der Wettbewerbsfähigkeit! Die öffnung von 
einwanderungskanälen für qualifizierte Ar-
beitskräfte geht einher mit einer einschrän-
kung langfristiger einwanderungsmöglich-
keiten für unqualifizierte Arbeitskräfte. Das 
ist soziale selektion von menschen.

In Vorbereitung auf das Fünfjahrespro-
gramm auf dem europäischen rat mitte 
Dezember hat die schwedische eu-rats-
präsidentschaft einen ersten entwurf des 
endgültigen Programms veröffentlicht. 
Dieser atmet nahezu unverändert den 
geist der Kommission. Das europäische 
Parlament arbeitet aktuell an einer reso-
lution zum stockholm-Programm. Die mit-
glieder der gue/NgL werden sich in den 
federführenden Ausschüssen (LIbe/JurI/
AFCo)* im europäischen Parlament durch 
änderungsanträge sowie durch öffentliche 
Kritik an den Plänen aktiv für Veränderun-
gen am Programm entwurf einsetzen. Die 
einseitig auf sicherheit orientierte Antwort 
auf soziale und ökonomische Konflikte ist 
eine Wahl und nicht im mindesten ein not-
wendiges übel. 

Das Stockholm-Programm –  
eine politische Chimäre

* LIBE: Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres JURI: rechtsausschuss AFCO: Ausschuss für konstitutionelle Fragen
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EIn GESPRäCH MIT HELMUT SCHOLZ

Von Rostock bis Helsinki – 
die Ostsee-Strategie der EU

Seit der Osterweiterung der Europä-
ischen Union ist die Ostsee quasi zu 
einem »europäischen Binnenmeer« ge-
worden. Die EU hat nun eine »Ostsee-
Strategie« entworfen. Worauf zielt diese 
Strategie ab?
tatsächlich sind die ostsee-Anrainerstaa-
ten – von denen acht der europäischen 
union angehören – zu einer europäischen 
großregion geworden. Das bedeutet, dass 
die hier zahlreichen Probleme wie umwelt-
verschmutzung, starker schiffsverkehr, 
drastischer rückgang der Fischbestände, 
munitionsreste und Wracks auf dem mee-
resgrund sowie die Krise der maritimen 
Industrie nur gemeinsam anzugehen sind. 
Vor allem die schiffsemissionen sind ein 
Problem: sie belasten böden und gewäs-
ser, gefährden die gesundheit von mensch 
und tier und schädigen Kulturgüter. In vie-
len Hafenstädten machen sie bereits 80 
Prozent der gesamtschadstoffbelastung 
aus. Dramatische wirtschaftliche und so-
ziale Auswirkungen hat im gesamten ost-
seeraum die eingebrochene Nachfrage 
nach neuen schiffen. Allein in Deutschland 

pipeline dient nicht nur der energieversor-
gung im ostsee-raum, sondern der der 
gesamten eu. ganz zu schweigen von den 
umwelt- und Klimafragen. Daneben ent-
spricht selbstverständlich auch der Abbau 
des existierenden wirtschaftlichen und 
sozialen gefälles zwischen eu-»Alt«- und 
Neumitgliedern den gemeinschaftszielen. 
Deshalb steht die strategie auch von be-
ginn an allen eu-staaten offen.

umso erstaunlicher ist für mich, dass für 
eine ostsee-strategie bisher keine mittel 
bereitgestellt wurden. Die Antwort auf 
die Frage, woher das geld für ihre rea-
lisierung kommen soll, blieben rat und 
Kommission bisher schuldig. Werden hier 
künftig bereits für die struktur- und regi-
onalfonds bereitgestellte mittel nur neu 
verteilt oder gibt es reale erweiterungen? 
mit entsprechenden mitteln könnten aber 
innovative Vorhaben im bereich ökologie, 
energie und Verkehrslenkung ebenso for-
ciert werden wie in der beschäftigungspo-
litik.
 
Kann die geplante Ostsee-Strategie als 
Vorbild für andere transregionale Koope-
rationen in der EU dienen?
ähnliche Probleme wie im ostsee-raum 
gibt es beispielsweise im Donau-becken, 
in der schwarzmeer- und in der mittel-
meer-region. ob die ostsee-großregion 
tatsächlich zu einem modell werden kann, 
setzt aber nicht nur die Lösung des Finan-
zierungsproblems voraus. Vielmehr muss 
der politische Wille bei allen beteiligten da 
sein, dieses Vorhaben auch konsequent 
und umfassend umzusetzen. 

Russland ist der einzige Anrainerstaat 
der Ostsee, der kein EU-Mitglied ist. Wie 
sollte die EU mit dem Land mit Blick auf 
die Ostsee-Strategie umgehen?
russland wird von der eu und ihren mit-
gliedern noch immer nicht als gleichbe-
rechtigter Partner angesehen. Im gegen-
teil: Vor dem Hintergrund einer nicht selten 
aggressiven eu-Außenpolitik gegenüber 
moskau, der faktischen einkreisung russ-
lands durch die NAto und durch das Feh-
len wirklicher Abrüstungsmaßnahmen des 
Westens könnte sich weiteres Konfliktpo-
tenzial anhäufen. Die ostsee-strategie wi-
derspricht sich selbst, wenn sie russland 
als zaungast behandelt, denn die ziele der 
strategie sind nur zu verwirklichen, wenn 
alle beteiligten einbezogen werden – und 
zwar von beginn an. 

wurden seit beginn der jüngsten Finanz- 
und Wirtschaftskrise vier Werften insol-
vent – was Kurzarbeit oder entlassungen 
nicht nur bei den schiffsbauern, sondern 
auch bei zulieferern heißt. zugleich stellt 
der geplante bau und Ausbau der energie-
versorgungssysteme durch die ostsee eine 
große ökologische Herausforderung für die 
beteiligten staaten dar. All diese Probleme 
sind nicht nationalstaatlich, sondern nur 
durch ein gemeinsames Herangehen zu 
meistern. eine ostsee-strategie der eu ist 
daher überfällig.
 
Worin bestehen die Vorteile einer Ost-
see-Strategie für die EU und für die Staa-
ten der Region?
es geht ja darum, die ostsee-strategie 
nicht als Projekt einiger weniger staaten 
zu begreifen, sondern als Anliegen der 
gesamten gemeinschaft. Warum sollte 
beispielsweise ein unternehmen in Italien, 
das Waren nach skandinavien liefert, kein 
Interesse an einem umweltgerechten und 
gut funktionierenden schiffsverkehr in der 
ostsee haben? und die geplante ostsee-
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»Armes Europa«

Achtzig Millionen Menschen leben in Europa offiziell in Armut. Statt konkreter Maßnahmen setzt  
die EU auf Marketing und erklärt das Jahr 2010 öffentlichkeitswirksam zum »Europäischen Jahr 
gegen Armut und soziale Ausgrenzung«.

VOn GABI ZIMMER
Im märz 2000 wollte die damalige portu-
giesische ratspräsidentschaft die staats- 
und regierungschefs der eu auf das ziel 
verpflichten, bis 2010 die Armut in der eu 
zu überwinden. so weit wollten diese aber 
nicht gehen. sie beschlossen als gemeinsa-
me zielvorgabe für die eu, »die beseitigung 
der Armut entscheidend voranzubringen«. 

Dies ist nicht gelungen – seit 2000 ist die 
Armut in der eu weiter gestiegen. 80 mil-
lionen menschen in der eu gelten offiziell 
als arm, darunter 19 millionen Kinder. sie 
verfügen über weniger als 60 Prozent des 
jeweiligen nationalen Durchschnittsein-
kommens. es wird erwartet, dass die zahl 
der Armen als Folge der Wirtschafts- und 
Finanzkrise weiter zunimmt. 
statt ihre bisherige tatenlosigkeit kritisch 
zu bearbeiten und umzusteuern, hat die 
eu mit großem Pomp 2010 zum »europä-
ischen Jahr gegen Armut und soziale Aus-
grenzung« ausgerufen. seminare, Konfe-
renzen und Hochglanzbroschüren sollen 
die Aufmerksamkeit der öffentlichkeit auf 
soziale missstände in der eu lenken.

Die Linksfraktion im europäischen Parla-
ment (gue/NgL) hält nicht viel von den 
scheinheiligen offiziellen Aktivitäten zum 
europäischen Jahr. seitens der eu-Kom-
mission und der mitgliedstaaten ist nicht 
viel mehr zu erwarten als das Lob der be-
stehenden sozialen sicherungssysteme 
und vage Absichtserklärungen.

mit den »europäischen märschen gegen 
erwerbslosigkeit« organisierten wir im 
November 2009 die Konferenz »stand up 
Against Poverty Now!«. Daran nahmen 
auch gewerkschafter und gewerkschaf-
terinnen, Aktive aus den europäischen 
Netzwerken eAPN, soLIDAr, eurochild 
und eNAr, AttAC und dem »Weltmarsch 
der Frauen« teil. gemeinsam verfolgen wir 
das ziel, unsere Aktionen für das Jahr 2010 
weiter zu vernetzen und zu koordinieren. 

Was wir fordern:
Auf europäischer ebene fordern wir ver-
bindliche schritte der eu und der mitglied-
staaten hin zu einem europa ohne Armut: 

 die europaweite Durchsetzung von 
mindestlöhnen, die mindestens 60 Prozent 
der jeweiligen nationalen Durchschnitts-
löhne betragen sollten;

 europaweite mindesteinkommen in 
der Höhe von mindestens 60 Prozent des 
jeweiligen nationalen Durchschnittsein-
kommens;

 beseitigung der Kinderarmut in der 
eu und als ersten schritt ihre reduzierung 
um 50 Prozent bis 2012;

 beseitigung der obdachlosigkeit von 
erwachsenen und Jüngeren (straßenkin-
dern) bis 2015;

 Ausbau von und kostenloser zugang 
zu öffentlichen Dienstleistungen (medi-

zinische Versorgung, bildung – von der 
Kinderkrippe bis zur universität, öPNV 
etc.) vor allem für besonders gefährdete 
gruppen.

 Die mitgliedstaaten sollen diese ziel-
vorgaben innerhalb einer bestimmten Frist 
erreichen. 

Des Weiteren fordern wir:
 die senkung der wöchentlichen 

Höchstarbeitszeit auf maximal 40 stunden 
ohne Ausnahme in der eu-Arbeitszeitricht-
linie. Die mitgliedstaaten dürfen ihr ziel 
nicht erreichen, die wöchentlichen Arbeits-
zeiten zu verlängern, denn Niedriglöhne 
und lange Arbeitszeiten sind zwei seiten 
derselben medaille;

 den sozialen einschluss der roma 
und die beendigung der rassistischen Aus-
grenzung;
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 die Legalisierung und soziale einbin-
dung der 8 millionen menschen in der eu, 
die ohne Papiere leben. schnellstens müs-
sen europaweite regelungen für eine gesi-
cherte medizinische Versorgung gefunden 
werden.

Der europäische Kampf gegen Armut und 
soziale Ausgrenzung darf sich nicht allein 
auf die bekämpfung von erwerbslosigkeit 
beschränken und sollte gleichzeitig über 
den europäischen tellerrand hinausgehen. 

Wir wollen so das europäische Jahr 2010 
nutzen, um neue Ansätze der sozialen und 
demokratischen teilhabe zu entwickeln 
und europäische und globale Widerstände 
zu organisieren. Die Ansätze im Kampf ge-
gen Armut und soziale Ausgrenzung wollen 
wir so überdenken und fortentwickeln.

neue Ansätze der sozialen 
und demokratischen Teil-
habe entwickeln und euro-
päische und globale Wider-
stände organisieren

europaROt-
Fotowettbewerb:  
»Gemeinsam gegen  
Armut kämpfen«
Die eu-Kommission hat das Jahr 2010 zum »europäischen Jahr gegen Armut und 
soziale Ausgrenzung« erklärt. Als politische Fraktion im europaparlament fordern 
wir statt gut gemeinten erklärungen klare verbindliche zielsetzungen, um Armut 
europaweit zu bekämpfen. Wir unterstützen außerparlamentarische Initiativen 
und Aktionen, die sich den Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung auf die 
Fahnen schreiben. Wir wollen über den tellerrand hinausschauen und möchten 
wissen: Kennen Sie Beispiele von Menschen, die einzeln oder gemeinsam 
Widerstände organisieren oder auf Missstände hinweisen? Gibt es in Ihrer 
Stadt Aktionen oder Organisationen, die ihren Beitrag leisten gegen soziale 
Ausgrenzung und Armut? Falls ja, dann schicken sie uns eines Ihrer besten 
Fotos, das Ihr alltägliches engagement, eine Aktion oder eine Demonstration do-
kumentiert! 

schicken sie Ihre Fotos (bitte im JPg-Format)  
per e-mail an: sonja.giese@europarl.europa.eu.
Einsendeschluss ist der 31. Januar 2010. 

Fotowettbewerb
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VOn THOMAS HänDEL
general motors hat sich entschieden, opel 
nun doch nicht an magna zu verkaufen. In 
einer ersten Welle hat gm schon 25.000 
beschäftigte entlassen und 14 Fabriken 
dichtgemacht. Nun sei es nicht mehr nö-
tig, opel-europe abzustoßen. gm könne 
opel sanieren, wenn mindestens nochmals 
10.000  Arbeitsplätze abgebaut und euro-
päische Werke geschlossen würden.
 
Antwerpen und bochum werden als »ver-
altet« abgeschrieben, eisenach stillgelegt, 
Luton bei London gilt als Kandidat für eine 
schließung und in Polen und spanien gras-
siert ebenfalls die Angst. gm scheint die 
unternehmenspolitik fortzusetzen, die be-
reits in den vergangenen 20 Jahren zum 
Niedergang des Konzerns geführt hat. Die 
technologischen Potenziale wurden nie 
wirklich genutzt, opel wurde kaputtge-
spart. Neue sprit sparendere modelle ka-
men, wenn überhaupt, erst auf den markt, 
wenn sie maximale Profite versprachen. 

In einer monatelangen Hängepartie hat die 
eu-Wettbewerbskommissarin Neelie Kroes 
eine unerträgliche rolle gespielt. regiona-
le und nationale Initiativen zur standort- 
und beschäftigungssicherung wurden sub-
til hintertrieben. sie seien »kaum mit den 
binnenmarktregeln in einklang zu bringen 
(und) dürften  deshalb von brüssel nicht 
akzeptiert« werden, hieß es mehrfach aus 
brüssel.

zweifellos bestehen in der Automobilin-
dus trie weltweit überkapazitäten von rund 
30 Prozent. Die Automobilindustrie steckt 
in einer schweren, mehrfachen Krise: in 
der aktuellen Wirtschaftskrise, in einer 
strukturkrise und in einer strategiekrise. 
Dringend müssten Alternativen zu her-
kömmlichen Verbrennungsmotoren entwi-
ckelt werden. umweltbelastungen durch 
gesteigerte mobilität und Verfügbarkeit 
von fossilen brennstoffen sind riesige He-
rausforderungen, vor der die gesellschaft 
aktuell steht.

Es geht um Menschen –  
nicht um Autos

Deshalb wäre ein verbindlicher europäi-
scher branchenrat zur »zukunft der mo-
bilität« mit Politik, unternehmen, gewerk-
schaften und Wissenschaft dringend nötig. 
seine Aufgabe müsste es sein, Handlungs-
optionen für den technischen Wandel zu 
entwickeln, politische maßnahmen und 
flankierende Finanzmittel zu definieren 
und eine Abstimmung der betroffenen eu-
ropäischen regierungen zu erreichen.

manche fordern nun die Verstaatlichung 
von opel. Das kann im rahmen des beste-
henden systems jedoch nicht die Lösung 
sein. Die weitere unternehmensführung 
würde unter den gleichen neoliberalen Prä-
missen fortgesetzt und wäre damit alles 
andere als eine qualitative Verbesserung. 

dies nur gegen ein entsprechendes wirt-
schaftliches mitbestimmungsrecht der be-
schäftigten geschehen. sie dagegen nur zu 
lauter neuen Kleinaktionären zu machen, 
wäre der falsche Weg. 

eine verfasste beteiligung der belegschaf-
ten  und ihrer gewerkschaften wäre ein 
kleiner, aber qualitativer schritt für eine 
bessere mitbestimmung. Die beteiligung 
von umwelt- und sozialverbänden, Kom-
munen und Ländern könnte ein weiterer 
schritt für eine verstärkte gesellschaftliche 
Kontrolle sein.

Die überkapazitäten der Automobilindus-
trie müssen in einem moderierten Prozess 
planmäßig für alle standorte in neue Arbeit 
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Nicht nur im Fall opel ist es dagegen drin-
gend nötig, künftige staatshilfen nur gegen 
eine öffentliche beteiligung an den jeweili-
gen Firmen zu gewähren. staatliche Hilfen 
müssen an den erhalt aller standorte, den 
Verzicht auf betriebsbedingte Kündigun-
gen und eine klare Investitionsperspektive 
für die Werke gekoppelt werden.

Auch das allein reicht noch nicht. Wenn, 
wie im Fall opel, belegschaften sich zum 
einkommensverzicht zur sanierung »ih-
res« unternehmens genötigt sehen, darf 

überführt werden. Das galt vor Jahren für 
die stahlindustrie, das muss jetzt auch für 
opel wie für die gesamte Automobilindus-
trie gelten. 
 
ein manager sagte ganz unverblümt: »ob 
Werke geschlossen werden oder ob es 
stellenabbau gibt, hängt ganz entschei-
dend davon ab, wie viel Widerstand zu er-
warten ist.« Deshalb braucht es den mas-
siven Widerstand der belegschaften und 
ihrer gewerkschaften in ganz europa – und 
unsere unterstützung.
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Dolmetscher sind die einzigen beamten im europäischen Parlament, die  
über kein büro verfügen. sie arbeiten in den Dolmetscher-Kabinen und in  
großen gemeinschaftsbüros. Abschalten können sie in speziellen ruheräumen.
bei 23 Amtssprachen der eu sind 506 sprachkombinationen möglich, da jede 
sprache in die 22 übrigen übersetzt werden kann.
Das eP beschäftigt 430 verbeamtete DolmetscherInnen und kann auf eine 
reserve von 2.500 externen DolmetscherInnen zurückgreifen.
bei Plenartagungen kommen ca. 800 bis 1.000 Dolmetscher zum einsatz.
Weitere Informationen für Bewerber und Interessierte finden Sie unter:
       http ://europa.eu/interpretation/index_de.htm
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Willkommen 
in Babel

»Es ist so spannend, die 
Kollegen in den vielen 
Kabinen zu sehen und zu 
wissen: Es funktioniert!  
In 23 Sprachen!« 

SUSAnnE ALTEnBERG, Chefin der deut-
schen Dolmetscher im eP, übersetzt simul-
tan vom englischen, Französischen, spani-
schen, Niederländischen und Polnischen 
ins Deutsche. 

Wir Dolmetscher arbeiten immer dann für 
die Abgeordneten, wenn sie uns brauchen. 
Auch wenn die sitzungen bis tief in die 
Nacht dauern.
Kommen mehr als sieben sprachen zum 
einsatz, sitzen wir zu dritt in einer über-
setzungskabine. es sollen möglichst viele 
sprachen mit drei Dolmetschern abge-
deckt werden: englisch und Französisch 
beherrschen wir alle, so können wir uns 
abwechseln.

Die Arbeit in der Kabine ist der wichtigste 
teil unserer Aufgabe, aber nur die spitze 
des eisbergs. zur Vorbereitung von Aus-
schusssitzungen müssen wir zum beispiel 
zielgerichtet die Dokumente in allen Ar-
beitssprachen lesen. In meinem Falle sind 
das fünf. Wir müssen natürlich die wich-
tigsten Fachbegriffe und Abkürzungen ken-
nen. glossare und spickzettel erleichtern 
uns die Arbeit. Die eigene muttersprache 
müssen wir pflegen, indem wir beispiels-
weise nach der Arbeit bücher und die wich-
tigsten zeitungen lesen. Auch, damit wir 
auf dem neuesten stand der politischen 
situation bleiben.

Das schlimmste, was passieren kann: Die 
stimme versagt oder man vergisst, sein 
mikrofon einzuschalten oder auch wieder 
auszuschalten.

manchmal sind situationen so lustig, dass 
wir sehr lachen müssen oder uns verspre-
chen oder Namen verdrehen. es kommt 
auch vor, dass etwas sehr traurig ist, wenn 
zum beispiel ein sacharowpreisträger über 
schlimme menschenrechtsverletzungen 
berichtet oder seine Kinder gar in einem 
Konflikt umgekommen sind. Dann gilt es, 
sich mit sicherer stimme bis zuletzt auf 
den Inhalt zu konzentrieren. Weinen darfst 
du erst draußen, lachen auch.

unser beruf ist sehr krisenfest. es gibt im-
mer noch Nachfrage nach qualifizierten 
Konferenzdolmetschern. Die sprachen der 
letzten erweiterungsrunden sind im moment 
besonders gefragt und auch griechisch, Fin-
nisch, Dänisch. Ideal wäre für uns ein Kol-
lege, der beispielsweise englisch und dann 
noch eine seltene sprache anbieten kann. 
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Sabine Lösing
eröffnet Bürger-
büro in Göttingen

Enger Austausch mit 
der politischen Basis

sabine Lösing sichert den engen Aus-
tausch zu ihrer politischen basis sowie zu 
außerparlamentarischen Initiativen gleich 
mit zwei regionalbüros: einem europabüro 
in berlin und dem bürgerInnenbüro in göt-
tingen, welches wir hier vorstellen:
Das bürgerInnenbüro in göttingen befi n-
det sich in der oberen maschstr. 22 und 
ist von montag bis Freitag zwischen 9:00 
und 15:00 uhr besetzt. es »dient nicht nur 
als büro, es soll vor allem eine Anlaufstelle 
für bürgerInnen und politisch Interessierte 
und ein Informationspool für bewegungs-
orientierte gruppen aus der region sein«, 

ist wichtig: »Das büro hat seinen sitz zwar 
hier in Frankfurt, aber es ist zuständig für 
das ganze Land brandenburg«. unterstüt-
zung leistet ihm hierbei sein Wahlkreismit-
arbeiter rené Wilke. Der 25-Jährige hat be-
reits erfahrungen durch die Arbeit für einen 
bundestags- und eine Landtagsabgeordne-
te gesammelt und versteht sich als schnitt-
stelle zwischen brüssel und brandenburg. 
Immer mehr menschen strömen herein. 
»Ich habe in der zeitung von der büroer-
öffnung gelesen und wollte nun mal den 
Herrn scholz persönlich kennenlernen«, 
sagt ein besucher. Der Vorsitzende des 
stadtfeuerwehrverbandes überreicht ei-
nen Feuerlöscher: »Auch wenn es politisch 
manchmal brenzlig wird, hoffe ich, dass sie 
den hier nie brauchen werden«, lacht er 
und heißt Helmut scholz herzlich in Frank-
furt (oder) willkommen. ein Parteimitglied 

Eine Brücke 
zwischen 
Frankfurt/Oder 
und Brüssel

Helmut Scholz eröffnet 
sein Bürgerbüro im 
Herzen der Stadt

Im bürgerbüro scholz & meier in der großen 
scharrnstraße 31 herrscht reger betrieb – 
heute ist offi zielle eröffnung. Das buffet ist 
aufgebaut, es duftet nach Kaffee und der 
sekt ist auch schon kalt gestellt. besucher 
und Vertreter der Presse treffen ein. Helmut 
scholz erklärt dem Kamerateam vom stadt-
fernsehen: »Die stadt hat eine brückenfunk-
tion. Hier können wir zeigen, wie wir Fragen 
in europa gemeinsam denken und im Kom-
plex lösen werden.« er möchte Veranstal-
tungen organisieren, Informationen über 
europapolitik in die bevölkerung tragen und 
das büro zu einer Anlaufstelle für Fragen, 
Probleme, aber auch Ideen und Initiativen 
von bürgerinnen und bürgern machen. Ihm 

Abgeordnetenbüro
Sabine Lösing, MdEP
obere maschstr. 22, 37073 göttingen
tel.: 0551 50766823, Fax: 0551 50766838
europabuero-loesing@web.de
www.sabine-loesing.de

Bürgerbüro Scholz & Meier 
Helmut Scholz, MdEP
große scharrnstr. 31, 15230 Frankfurt/o.
tel.: 0335 3870375, Fax: 0335 3871593
rene.wilke@helmutscholz.eu

erklärt sabine Lösing. Julia Focks, ihre 
mitarbeiterin vor ort, sorgt für eine größt-
mögliche politische transparenz, indem sie 
Informationen aus dem brüsseler büro und 
die Positionen ihrer Abgeordneten inner-
halb der Partei und darüber hinaus verbrei-
tet und den direkten Kontakt zu gewerk-
schaften, der Presse sowie zu Vereinen 
und Verbänden sucht. 

zu öffnen, damit diese stellung beziehen 
und nötigen Protest organisieren können.«
Das bürgerInnenbüro in Niedersachsen ist 
schon nach erstaunlich kurzer zeit sehr po-
sitiv angenommen worden, freut sich sa-
bine Lösing, die von Julia Focks tatkräftig 
unterstützt wird – man merkt, dass beiden 
der direkte Austausch mit den menschen 
wichtig ist. »Wenn es uns gelingt, mit die-
sem büro einen beitrag dazu zu leisten, lin-
ke Politik mit dem ziel hin zu einem gesell-
schaftlichen Wandel voranzubringen und 
die solidarische zusammenarbeit mit der 
außerparlamentarischen bewegung und 
den gewerkschaften weiterzuentwickeln, 
wäre das ein voller erfolg«, sind sich Julia 
Focks und sabine Lösing einig. 

sagt: »Wir spüren, der Helmut will wirklich 
was bewegen!«
Auch die Lokalpolitiker der sPD, der grü-
nen und der FDP kommen zur eröffnung 
mit geschenken und den besten Wün-
schen für eine gute zusammenarbeit. 
zwei stunden sind vergangen, langsam 
leert sich das büro. »und weiter geht’s«, 
sagt scholz. Am nächsten tag muss der 
europaabgeordnete wieder in brüssel sein. 
Die oft knappe zeit will er gut nutzen. Doch 
für heute legt sich der trubel im bürgerbü-
ro scholz & meier.

»basisnähe ist nach der Wahl besonders 
richtig«, weiß sabine Lösing. »Ich will wis-
sen, was in den menschen vorgeht und was 
sie von mir als europapolitikerin erwarten.« 
Daher will die Abgeordnete, wenn bedarf 
besteht, auch bürgerInnensprechstunden 
organisieren. Ihr es wichtig, »frühzeitig die 
blackbox europa für die Interessengruppen 
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